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Drucksache VI/904 


Sachgebiet 784 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1970 

III/l — 68070 — E — Li 7/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung mehrerer Agrar- 
verordnungen in bezug auf die Lizenzen und Abschöp- 
fungen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Mai 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Bucbdrutkerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Clodesberg 1, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 

Der Rat Brüssel, den 26. Mai 1970 

Übersetzung 

Schreiben: der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unter- 
zeichnet von Herrn Vizepräsident S. L. Mansholt 

vom: 25. Mai 1970 

an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 

schaften, Herrn Pierre Harmel 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung 

mehrerer Agrarverordnungen in bezug auf die Lizenzen 
und die Abschöpfungen 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich. Ihnen einen Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates zur Änderung mehrerer Agrarverordnungen in bezug auf die 
Lizenzen und die Abschöpfungen zu übermitteln. 

Zu diesem auf Artikel 43 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gestützten Vorschlag ist das Euro- 
päische Parlament anzuhören. Es wäre gut, wenn der Rat diese 
Anhörung auf seiner nächsten Tagung am 25. und 26. Mai 1970 
beschließen könnte, damit das Europäische Parlament seine Stellung- 
nahme in seiner Juni-Sitzungsperiode abgeben kann. 

(Schlußformel) 

Anl.: Dok. COM(70)537 final 

gez. S. L. 'Manholt 


2 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/904 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung mehrerer Agrarverordnungen 
in bezug auf die Lizenzen und Abschöpfungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
letztmals geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2146/68 2) und insbesondere auf Artikel 17 Ab- 
satz 1, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land und insbesondere auf Artikel 8, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 

Marktorganisation für Getreide^), letztmals geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr, 2463/69®), 
und insbesondere auf Artikel 16 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 

Marktorganisation für Eier®), letztmals geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 436/70^), und 
Insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, vierter Unter- 
absatz, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 

vom 30. September 1966, S. 3025/66 
*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 3 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 

’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 55 
vom 10. März 1970, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2593/67 

^2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2610/67 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 


Marktorganisation für Reis®), letztmals geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2463/69, und ins- 
besondere auf Artikel 17 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 10. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker®), letztmals 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2485/69 
und insbesondere auf Artikel 17 Absatz 2, fünfter 
Unterabsatz, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Jimi 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^®), letztmals geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2463/69 und insbesondere auf Artikel 17 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nadi Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Maßgabe der Verordnungen Nr. 136/66/EWG, 
120/67/EWG, 359/67/EWG, 1009/67/EWG und (EWG) 
Nr. 804/68 muß bei der Ein- und Ausfuhr der be- 
treffenden Erzeugnisse in oder aus der Gemeinschaft 
eine Einfuhr- bzw. Ausfuhrlizenz vorgelegt werden; 
mit den vorgenannten Verordnungen wurden Rege- 
lungen zur Vorausfestsetzung der Abschöpfungen 
und Erstattungen eingeführt; insbesondere im Hin- 
blick auf die Ausdehnung des Geltungsbereiches 
der Ein- und Ausfuhrlizenzen auf die gesamte Ge- 
meinschaft ist es zweckmäßig zu präzisieren, daß 
diese Lizenzen gegebenenfalls die Grundlage für 
die Vorausfestsetzungen der Abschöpfungen und 
Erstattungen gemäß der üblichen Handhabung sind; 

bestimmte Verordnungen über die Errichtung ge- 
meinsamer Marktorganisationen für verschiedene 
Sektoren sehen vor, daß die Anwendungmodalitäten 
über die Regelung der Abschöpfung und der Vor- 
ausfestsetzung der Abschöpfungen von der Kom- 
mission nach dem Verfahren des Verwaltungsaus- 
schusses erlassen werden; in anderen Verordnungen 
ist dieses Verfahren nicht erwähnt; dies hat in be- 
stimmten Fällen zur Folge, daß für verschiedene 
Sektoren von Erzeugnissen eine einheitliche Rege- 
lung fehlt; im Interesse eines reibungslosen Ver- 
waltungsablaufs ist es angezeigt, nach einem ein- 
heitlichen Verfahren gemeinsame Regeln für die 
verschiedenen Sektoren von Erzeugnissen festzu- 
legen; 

die Verordnungen Nr. 120/68/EWG, 121/67/EWG, 
168/67/EWG ii), 175/67/EWG 12)^ 359/67/EWG, 1009/ 
67/EWG, (EWG) Nr. 804/68, (EWG) Nr. 805/681®), 


3 



Drud^sadie VI/904 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


(EWG) Nr. 865 / 68 ^^), (EWG) Nr. 204/6915), (EWG) 
Nr. . . ./70 betreffend die verschiedenen Sektoren 
von Agrarprodukten bestimmten, daß die Lizenzen 
für die Ein- und Ausfuhr und die Bescheinigungen 
über die Vorausfestsetzung je nach Fall für die in 
der Gemeinschaft getätigten Ein- bzw. Ausfuhren 
gelten; die vorgesehenen Fristen für die Durchfüh- 
rung dieses Grundsatzes erwiesen sich jedoch als zu 
kurz; daher ist es zweckmäßig, diese Fristen erneut 
zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. In Artikel 17 Absatz 1 unter Absatz 1 erster 
Satz der Verordnung Nr. 136/66/EWG ist folgendes 
einzufügen: 

„die gegebenenfalls als Grundlage für die Voraus- 
festsetzung der Abschöpfung dient". 

2. In dem Artikel 17 Absatz 1 erster Unterabsatz 
zweiter Satz der Verordnung Nr. 136/66/EWG und 
Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 ist folgendes einzufügen: 

„die gegebenenfalls als Grundlage für die Voraus- 
festsetzung der Erstattung dient". 

3. In Artikel 12 Absatz 1 erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG, Artikel 10 Absatz 1 
erster Unterabsatz der Verordnung Nr. 359/67/EWG 
und Artikel 1 1 Absatz 1 erster Unterabsatz der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG ist nach Einfuhr- bzw. 
Ausfuhrlizenz einzufügen: 

„die gegebenenfalls als Grundlage für die Voraus- 
festsetzung der Abschöpfung oder der Erstattung 
dient". 

Artikel 2 

1. Der Wortlaut von Artikel 14 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

„2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abs timmungs verfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen 
Regeln für die Anwendung dieses Artikels 
fest. 

3. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 38 festgelegt." 

2. Der Wortlaut von Artikel 15 Absatz 3 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt; 

„3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfähren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen 

^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

^5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1969, S. 1 


Regeln für die Anwendung dieses Artikels 
fest. 

4. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 38 festgelegt." 

3. Der Wortlaut von Artikel 14 Absatz 3 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG und Artikel 12 Absatz 3 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG wird durch folgen- 
den Wortlaut ersetzt: 

„3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission, 
nach dem Abs timmungs verfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen 
Regeln für die Anwendung dieses Artikels 
fest." 

4. Der Wortlaut des Artikels 14 Absatz 4 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG und Artikel 12 Absatz 4 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG wird durch fol- 
genden Wortlaut ersetzt: 

„4. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 festgelegt. 

5. Die Kommission setzt die in Absatz 1 genann- 
ten Abschöpfungen fest." 

5. Der Wortlaut von Artikel 15 Absatz 5 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

„5. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel' werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 festgelegt. 

6. Die Prämiensätze werden von der Kommission 
festgelegt." 

6. Der Wortlaut von Artikel 13 Absatz 5 der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

„5. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 festgelegt. 

6. Die Prämiensätze werden von der Kommission 
festgelegt." 

7. Der Wortlaut von Artikel 12, Absatz 5 der 
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

„5. Die Durchführungsbestimmungen für diesen 
Artikel und insbesondere die in Absatz 2, 3 
und 4 genannten Koeffizienten werden nach 
dem Verfahren des Artikels 27 festgelegt." 

8. Artikel 8 der Verordnung Nr. 121/67/EWG wird 
durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„Die Durchführungsbestimmungen für diesen Arti- 
kel werden nach den Verfahren des Artikels 24 
festgelegt." 

9. Die Artikel 3 der Verordnungen Nr. 122/67/ 
EWG und 123/67/EWG werden durch folgenden Un- 
terabsatz ergänzt: 
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„Die Durchführungsbestimmungen für diesen Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgelegt." 

Artikel 3 

Der Zeitpunkt des „1. Juli 1970" in Artikel 12 
Absatz 1 dritter Unterabsatz der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG, Artikel 14 Absatz 1 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung Nr. 121/67/EWG, Artikel 2 
der Verordnung Nr. 168/67/EWG, Artikel 5 a Ab- 
satz 1 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
Nr. 175/67/EWG, Artikel 10 Absatz 1 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung Nr. 359/67/EWG, Artikel 11 
Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG, Artikel 13 Absatz 2 zweiter 
Unterabsatz erster und zweiter Gedankenstrich der 


Verordnung (EWG) Nr. 804/68, Artikel 15 Absatz 1 
zweiter Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 und Artikel 6 Absatz 1 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 und 
(EWG) Nr. 204/69, Artikel 8 Absatz 2 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 (Wein) 
wird durch das Datum „1. Januar 1971" ersetzt. 

A r t i k e 1 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


5 



Drucksadle VI/904 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Ziel dieses Verordnungs Vorschlags ist: 

1. Es soll präzisiert werden, daß die Ein- und 
Ausfuhrlizenzen gegebenenfalls als Grundlage für 
die Vorausfestsetzung der Abschöpfungen und der 
Erstattungen dienen. Obgleich sich diese Hand- 
habung aus den geltenden Gemeinschaftsbestim- 
mungen ergibt, ersdieint es notwendig, diesen 
Grundsatz klar zu bestätigen, zumal der Geltungs- 
bereich der vorgenannten Lizenzen auf die ge- 
samte Gemeinschaft ausgedehnt werden soll. 

2. In den verschiedenen Verordnungen betreffend 
die gemeinsame Marktorganisation sollen die Ver- 
fahrensvorschriften über die Anwendungsmodali- 
täten für die Regelung der Abschöpfungen und 
gegebenenfalls ihrer Vorausfestsetzungen harmo- 
nisiert werden. Für gewisse Bereiche wurde hier- 
für das Verfahren des Verwaltungsausschusses vor- 
gesehen, für andere Gebiete hingegen wurde hier- 
für nichts festgelegt. Auch erscheint im Interesse 
eines reibungslosen Verwaltungsablaufs ein An- 


wendungsverfahren notwendig, das es in allen 
Bereichen ermöglicht, die gemeinsamen Probleme 
auf den jeweiligen Gebieten durch einheitliche, ja 
gleichlautende Bestimmungen zu lösen. 

3. Der Zeitpunkt für die Anwendung des Grund- 
satzes soll erneut verschoben werden, wonach der 
Geltungsbereich der Ein- und Ausfuhrlizenzen und 
der Bescheinigungen über die Vorausfestsetzung 
auf die gesamte Gemeinschaft ausgedehnt wird. Die 
Anwendung dieses in den verschiedenen Agrarver- 
ordnungen vorgesehenen Grundsatzes ist von der 
Anwendung einer Kommissionsverordnung ab- 
hängig, die nach dem Verfahren der Verwaltungs- 
ausschüsse zu erlassen ist. Obgleich nun aber die 
Arbeiten auf diesem Gebiet kurz vor ihrem Ab- 
schluß stehen, gaben die Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten im Verlauf dieser Arbeiten zu beden- 
ken, daß aus verwaltungstechnischen Gründen zwi- 
schen dem Zeitpunkt der Annahme der Durchfüh- 
rungsverordnung und dem Zeitpunkt ihrer Anwen- 
dung eine gewisse Frist vorgesehen werden müsse. 
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